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Karikatur: Kostas Koufogiorgos

D
ie Phase des politischen 
Innehaltens nach der 
Bundestagswahl ist 
endlich zu Ende: Die 
„Ampel-Koalition“ aus 

SPD, Grünen und FDP hat sich für 
die Regierungsübernahme for-
miert, ihre Koalitionsvereinbarun-
gen liegen vor.  

Schauen wir also, was die nun 
am Start stehende Regierung unter 
Olaf Scholz auf den Weg bringen 
will. Maßstab aus Sicht eines Sozi-
alverbandes ist es dabei natürlich, 
vor allem zu prüfen, ob das neue 
Regierungsprogramm Antworten 
auf die dringlichen sozialpoliti-
schen Fragen und gesellschaftliche 
Problemstellungen hat. Die Ver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege 
einschließlich der Caritas hatten 
im Vorfeld der Wahl Gespräche mit 
Politikern verschiedener Parteien 
geführt und ihnen die aus ihrer 
Sicht entscheidenden Themenfel-
der aufgezeigt. Dabei handelte es 
sich im Wesentlichen um „Migra-
tion und Integration“, „Pflege und 
Pflegeberuf“, „Allgemeine Da-
seinsvorsorge und Bekämpfung 
der Armut, speziell der Kinderar-
mut“, „Klimaschutz und interna-
tionale Solidarität“ sowie „Digitale 
und analoge Teilhabe“. 

Die neue Ampelkoalition – so 
viel kann man wohl jetzt schon 
konstatieren – stellt diese Heraus-
forderungen der Gegenwart tat-
sächlich weitgehend mit auf ihre 
Prioritätenliste. Akutes Problem ist 
natürlich die Corona-Pandemie. 
Diese Krise zu lösen, ist quasi auch 

Voraussetzung, um alle weiteren 
gesellschaftlich relevanten The-
men angehen zu können, denn 
zurzeit hat Corona Deutschland 
regelrecht im Würgegriff. Nun soll 
es einen Bund-Länder-Stab zur effi-
zienten Durchsetzung von ent-
schiedenen Maßnahmen geben, 
um die Pandemie endlich einzu-
dämmen. Die zukünftige Regie-
rung Scholz setzt dabei auch aufs 
weiter verstärkte Impfen ein-
schließlich einer Impfpflicht in be-
stimmten Bereichen. Die Caritas 
indes hielte eine Impfpflicht nur in 
der Pflege für unzureichend, will 
man dadurch wirklich alle vulner-
ablen Gruppen schützen. Insofern 
wäre bezüglich der Pandemiebe-
kämpfung noch Spielraum, Weite-
res zu tun. 

Das Klima ist natürlich zu Recht 
ein sehr großes Thema auf der 
Agenda der Ampel, auch im Sinne 
der Wohlfahrtsverbände, die im-
mer den Zusammenhang zwi-
schen dem Lebensstil der Indus-
trienationen und den wirtschaftli-

chen Folgen daraus für den Rest 
der Welt betont haben. Letztend-
lich sind Armut und erschwerte Le-
bensbedingungen in vielen Län-
dern durch die Erderhitzung auch 
die wesentlichen Treiber für die 
Flüchtlingsströme in Richtung Eu-
ropa. Jede angekündigte klima -
schützende Maßnahme der kom-
menden Regierung kann man da 
also nur positiv bejahen – aber na-
türlich gibt es auch hier noch „Luft 
nach oben“. 

Es ist auch gut, dass die Ampel 
gleichfalls das Thema „Migration“ 
offensiv angehen möchte und sich 
dazu bekennt, dass Deutschland 
ein Einwanderungsland ist, das le-
gale Einwanderungsmöglichkeiten 
benötigt. Auch die Erleichterung 
der Familienzusammenführung 
von Flüchtlingen, die in Deutsch-
land leben, ist sehr positiv zu se-
hen. In Sachen Armutsbekämp-
fung war es ein Anliegen der Wohl-
fahrtsverbände, alle Förderungen 
von Kindern zu einer Kinder-
grundsicherung zusammenzufü-
gen. Auch dieses Konzept hat sich 
die neue Koalition zu eigen ge-
macht – sehr schön. Modernisie-
rung und Digitalisierung scheinen 
ebenfalls jetzt mit Konzept weiter 
voranzukommen. 

Fazit also der ersten Stunde: Aus 
unserer Sicht ein vielversprechen-
der Programmansatz. Wir wün-
schen der Scholz-Regierung viel Er-
folg – und Mut, den eingeleiteten 
Paradigmenwechsel auch konse-
quent weiterzuführen, wenn der 
Gegenwind dann mal rauer wird.

Der Gastautor ist 
Diözesan-Caritasdirektor 

in Fulda.

geht der Frage nach, ob die Ampel-Parteien im Hinblick auf drängende sozialpolitische 
Themen ein zukunftsfähiges Programm vorgelegt haben. 

Dr. Markus Juch

Die Richtung stimmt

Es war ein trauriger Rekord, 
den die offizielle Statistik 
gestern ausgewiesen hat. 

100 000 Menschen sind bis ges-
tern am Corona-Virus gestorben. 
Eine nüchterne Zahl, hinter der 
sich aber 100 000 Schicksale ver-
bergen. Es ist eine schreckliche 
Gewissheit, dass noch viel mehr 
Menschen dem Virus zum Opfer 
fallen werden. Auch weil sich bis-
her nicht genug haben impfen 
lassen. Viele holen es nun nach, 
viele lassen sich „boostern“. 

Für viele Eltern indes ist es eine 
gute Nachricht, dass die zustän-
dige EU-Behörde grünes Licht für 
den Einsatz des Biontech-Serums 
ab 5 Jahren gegeben hat. Bei Kin-
dern und Jugendlichen ist die In-
zidenz völlig aus dem Ruder ge-
laufen. In aller Regel sind die 
Krankheitsverläufe mild. Den-
noch müssen die Jüngsten, die so 
lange Rücksicht auf die Alten zu 
nehmen hatten, den Preis dafür 
zahlen, dass sich so viele Erwach-
sene nicht impfen lassen. Das ist 
nicht gerecht.  

Claus Schöner 
zu Corona

Das ist  
nicht gerecht 

Es ist eine Tragödie, die sich 
auf dem Ärmelkanal abge-
spielt hat. Es wäre zu ein-

fach zu sagen, sie sind die Opfer 
einer unmenschlichen Asylpoli-
tik. Nein, sie sind vor allem Opfer 
skrupelloser Schlepper, die Kata-
strophen wie die jüngste in Kauf 
nehmen. Diese Kriminellen mit 
aller Macht zu verfolgen, muss 
oberster Ziel sein. 

Zugleich müssen Menschen, 
die die EU erreicht haben, hu-
man behandelt werden. Proble-
matisch allerdings ist es, neue 
Anreize zu schaffen, sich auf den 
Weg nach Europa und Deutsch-
land zu machen. Während im 
Osten Polen an seiner Grenze 
auch nicht gerade zimperlich ge-
gen die Migranten vorgeht, plant 
die Ampel, den „Spurwechsel“ 
aus dem Asylrecht in die Arbeits-
migration zu ermöglichen. So 
können auch illegal in die Bun-
desrepublik eingereiste Men-
schen eine Bleibeperspektive be-
kommen. Fraglich, dass davon 
das richtige Signal ausgeht.

Marcus Sauer  
zum Ärmelkanal-Unglück

Furchtbare 
Tragödie

Das Versagen trifft leider nicht nur 
Jens Spahn. Politikerversagen auf 
ganzer Linie, und das reihenweise, 
nicht erst seit dem Winter vergan-
genen Jahres. 

Ein weiteres Beispiel liefert 
Spahns Einschätzung zur aktuellen 
Corona-Lage: „Nach diesem Winter 
wird jeder in Deutschland geimpft, 
genesen oder gestorben sein!“ Nun 
weiß man, Licht ist schneller als 
Schall. Darum wirken manche 

Menschen intelligent, bis sie anfan-
gen zu sprechen. Und, ja, es gibt ei-
ne Reihe von Ministern, die längst 
entlassen sein sollten. Oder gar 
nicht erst berufen werden sollten. 
Minister schwören einen Amtseid. 
Nur eine Floskel? Warum hört die 
Politik nicht auf die Wissenschaft? 
Politik ist dazu da, Menschen vor 
unnötigem Leid zu bewahren – und 
die aktuelle Kenntnis der Situation 
gibt es nicht ohne die Wissen-
schaft. Warum wird ignoriert, was 
diese sagt? 

Worum hat sich die Politik seit 
Juli 2021 gekümmert? Und dann 
ein Wahlkampf, ohne das Thema 
Pandemie. Unglaublich. Es wird für 
Impfgegner Politik gemacht. Wis-
senschaftler, Virologen, Pflegeper-
sonal und Ärzte werden bedroht. 

Und dann die Ausrede, mit einer 
Impfpflicht spalte sich die Gesell-
schaft. Unglaublich. 

Selbst der Deutsche Ethikrat will 
eine Empfehlung zur Einführung 
einer Impfpflicht prüfen. Und was 
die Spaltung der Gesellschaft be-
trifft: „Gesellschaft“ ist ein hoch-
kompliziertes Gebilde, da sie eben 
keine „Gemeinschaft“ ist, kein fa-
miliäres Konstrukt, sondern ar-
beitsteilig, kommunikativ verwir-
rend, uneinheitlich, multikulturell 
und multischichtenartig struktu-
riert.  

Wolfgang Link 
Hosenfeld

Zum Kommentar „Spahn aus-
bremsen“ von Torsten Henke 
(22. November, Seite 4). 

Die Wissenschaft 
stärker einbinden

DIE MEINUNG DER LESER

K
aum liegt der Koalitions-
vertrag auf dem Tisch, 
geht es um die Persona-
lien statt um Inhalte: 
Wer wird was in der neu-

en Regierung? Während sich die 
FDP schnell festlegte, sind bei der  
SPD noch einige Personalfragen of-
fen. Und das lässt viel Raum für 
wilde Spekulationen. Besonders 
heiß diskutiert wird über den Na-
men Karl Lauterbach. Will er Ge-
sundheitsminister werden, darf es 
aber nicht?  

Keine Frage, Lauterbach ist in 
den Reihen der SPD, die den kom-
menden Gesundheitsminister stel-
len wird, einer der wenigen ganz 
großen Gesundheitsexperten. In 
der Pandemie ist er in den Medien 
extrem präsent und äußert sich 
meinungsstark und fundiert. In 
der Öffentlichkeit ist Lauterbach 
sehr beliebt, neben seinen fachli-
chen Kenntnissen liegt das vor al-
lem  an seinem trockenen Humor 
und seiner enormen Schlagfertig-
keit, mit der er auf jegliche Frage 
und Spitze zu reagieren weiß. So ist 
es nicht verwunderlich, dass der 
medienaffine, schelmische, aber 
gewissenhafte Mahner viele Für-
sprecher hat, die sich ihn als Nach-
folger von Jens Spahn wünschen. 

Warum ist er dennoch nicht au-
tomatisch für dieses Amt gesetzt –
und mehr: dem Vernehmen nach 
für die SPD derzeit eher keine Opti-

on? Zum einen liegt das sicher an 
Olaf Scholz, der gemeinhin nicht 
als großer Fan Lauterbachs gilt und 
gerade in Fragen zur Coronakrise 
wiederholt konträre Meinungen 
vertreten hat. Zum anderen bringt  
Lauterbachs große Medienpräsenz 
den Nachteil mit sich, dass er ne-
ben viel Zuspruch von der einen 
Seite in den vergangenen Monaten 
auch viel Hass und Wut von der an-
deren geerntet hat. Denn nicht je-
der kommt mit dieser sarkasti-
schen, oft provokanten Art klar – 
erst recht nicht, wenn man eine 
andere Meinung vertritt. Somit 
könnte die Personalie Lauterbach 
der neuen Regierung, die mit so 
viel harmonischer Aufbruchstim-
mung eine von nahezu allen getra-
gene Regierung sein möchte, von 
Beginn an zur Belastung werden. 

Dem Gesundheitsressort kommt 
in den nächsten Monaten nach 
wie vor enorme Bedeutung zu. 
Dass weitere unpopuläre Entschei-
dungen getroffen werden müssen, 
ist zu erwarten. Kein Wunder also, 
dass dem Vernehmen nach kein 
Koalitionspartner gesteigerten 
Wert darauf legte, das Ministerium 
zu übernehmen. Nun liegt der Ball 
bei der SPD. Fachlich wäre Lauter-
bach sicher der richtige Mann. 
Doch ob die Sozialdemokraten den 
Mut haben, sich für eine derart po-
larisierende Lösung zu entschei-
den, ist mehr als fraglich. Schade.

Weshalb Karl Lauterbach nicht 
Gesundheitsminister wird, 
spekuliert Daniel Krenzer

Angst vor der 
Polarisierung?
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29,1 %Ja

70,9 %Nein

SPD, Grüne und FDP haben gestern ihren Koalitionsvertrag 
vorgestellt. Wird nun alles besser?

Glauben Sie an einen 
Aufbruch mit der „Ampel“?

Insgesamt 1022 Teilnehmer (Auflösung der Frage vom Donnerstag, 
Ergebnis nicht repräsentativ)

leserbriefe 
@fuldaerzeitung.de 
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